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Unfallversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten 
�   
WGV-Versicherung AG 
Deutschland � Unfallvorsorge Aktiv 50 Plus – Unfallpflegerente

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die voll­
ständigen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingun­
gen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.
Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Unfallpflegerenten-Versicherung mit Hilfe- und Pflegeleistungen sowie Serviceleistungen an. Sie sichert ab gegen 
Risiken durch Unfallverletzungen.

Was ist versichert?
	�Versichert sind Unfälle. Ein Unfall liegt z.B. vor, wenn 

die versicherte Person sich verletzt, weil sie stolpert, 
ausrutscht oder stürzt.

	�Versichert sind auch Unfälle, die durch Schlaganfall 
oder Herzinfarkt verursacht werden.

	�Als Unfall gilt auch ein Oberschenkelhalsbruch, 
unabhängig von der Ursache.

Geldleistungen
	�Unfallpflegerente bei besonders schweren Beeinträch­

tigungen, solange nach einem Unfall die Vorausset­
zungen für den Pflegegrad 2 vorliegen,

	�Kapitalleistung bei Oberschenkelhalsbruch, auch wenn 
kein Unfall vorliegt,

	�Krankenhausgeld bei vollstationären Krankenhausauf­
enthalten von mindestens 20 Tagen,

	�Todesfallleistung, wenn die versicherte Person infolge 
des Unfalls innerhalb eines Jahres verstirbt,

	�Kostenersatz für Such-, Rettungs- und Bergungs­
einsätze,

	�Kostenersatz für kosmetische Operationen,
	�Reha-Beihilfe bei einer medizinischen Reha-Maßnahme 

zur Rehabilitation, bei der die ärztliche Behandlung 
nicht im Vordergrund steht.

Hilfe- und Pflegeleistungen
	�Häusliche Hilfe in der ersten Zeit nach einem Unfall 

(z.B. Grundpflege, Pflegeberatung und -schulung, 
Hausnotruf, Menüservice, Reinigungsservice, Fahr­
dienste, Wäsche- und Einkaufservice, telefonischer 
Gesundheitsratgeber).

Versicherungssumme
	�Die Versicherungssummen, Dienstleistungen und die 

Höhe der vereinbarten Rentenzahlung vereinbaren wir 
mit Ihnen im Versicherungsvertrag.

Was ist nicht versichert?
	�Nicht versichert sind beispielsweise:

	�Kosten für die ärztliche Heilbehandlung,
	�Sachschäden (z.B. Brille, Kleidung),
	�keine Unfälle sind in der Regel Krankheiten und 

Abnutzungserscheinungen (z.B. Rückenleiden durch 
ständiges Sitzen).

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
!	� Nicht alle denkbaren Fälle sind versichert. Vom 

Versicherungsschutz ausgeschlossen sind z.B.:
!	� Unfälle aufgrund von Geistes- oder Bewusstseins­

störungen oder Drogenkonsum,
!	� Unfälle durch Trunkenheit beim Lenken von Kraftfahr­

zeugen ab einem Blutalkoholgehalt von 1,1 Promille,
!	� Unfälle aufgrund einer vorsätzlich begangenen oder 

versuchten Straftat,
!	� Bandscheibenschäden,
!	� Vergiftungen und mit wenigen Ausnahmen Infektionen.

!

Wo bin ich versichert?
	�Sie haben weltweit Versicherungsschutz.

Welche Verpflichtungen habe ich?
–	� Sie müssen alle Fragen im Versicherungsantrag wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Soll eine andere Person ver­

sichert werden, ist auch diese für die wahrheitsgemäße und vollständige Beantwortung verantwortlich.
–	� Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen.
–	� Nach einem Unfall müssen Sie oder die versicherte Person sofort einen Arzt aufsuchen und uns über den Unfall informieren.
–	� Leistungen bei der Pflegeversicherung müssen Sie oder die versicherte Person beantragen. Die Anerkennung eines Pflege­

grads ist uns unverzüglich anzuzeigen.

Wann und wie zahle ich?
Den ersten Beitrag müssen Sie unverzüglich nach dem Erhalt des Versicherungsscheins zahlen, jedoch nicht vor dem im Ver­
sicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.
Wann Sie die weiteren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung kann das monat­
lich, vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie können uns den Beitrag überweisen oder uns ermächtigen, den Beitrag 
von Ihrem Konto einzuziehen.

€
€

Wann beginnt und endet die Deckung?
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, dass Sie den 
ersten Versicherungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben.
Ihr Vertrag hat eine Laufzeit bis zum 31.12. des folgenden Kalenderjahres, 24.00 Uhr. Er verlängert sich automatisch um je­
weils ein weiteres Jahr (Verlängerungsjahr), außer Sie oder wir kündigen den Vertrag.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
Sie können den Vertrag zum Ablauf der zunächst vereinbarten Vertragsdauer und zum Ablauf jedes Verlängerungsjahres kün­
digen (das muss spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit geschehen). 
Sie können den Vertrag auch kündigen, wenn wir eine Leistung erbracht haben oder Unfallrente gezahlt haben oder wenn Sie 
Klage gegen uns auf Leistung erhoben haben. Dann endet die Versicherung schon vor Ende der vereinbarten Dauer.
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A. Informationen nach § 7 Absatz 1 und 2 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)  
in Verbindung mit § 1 Absatz 1 VVG-Informationspflichtenverordnung

1.	� Identität des Versicherers, ladungsfähige 
Anschrift, vertretungsberechtigte Personen

Ihr Versicherer ist die 
WGV-Versicherung AG 
Tübinger Straße 55 
70178 Stuttgart 
Fax: 0711 1695-1100 
E-Mail: hus-vertrag@wgv.de 
Handelsregister: Amtsgericht Stuttgart HRB 7479
Sitz: Stuttgart
Vertretungsberechtigte Personen:
Vorstand: �Dr. Klaus Brachmann (Vorsitzender) 

Ralf Pfeiffer 
Dr. Frank Welfens

Vorsitzender des Aufsichtsrats: �Roger Kehle,  
Präsident des Gemeindetags 
Baden-Württemberg a.D.

2.	 Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers 
Betrieb der Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach-, Rechtsschutz- und 
Krankenzusatzversicherung

3.	� Allgemeine Versicherungsbedingungen und 
wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

a)		� Die für das Versicherungsverhältnis geltenden Allgemeinen Ver­
sicherungsbedingungen einschließlich der Tarifbestimmungen 
sowie die Angabe des auf den Vertrag anwendbaren Rechts.

�Für das Vertragsverhältnis in der Unfallversicherung für Menschen 
über 50 (Unfallvorsorge Aktiv 50 Plus) gelten die Allgemeinen Ver­
sicherungsbedingungen zur Unfallpflegerente (AVB UpflR 2020) und 
etwaige besonderen Vereinbarungen und Bestimmungen.
�Auf den Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
Anwendung.
b)		� Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung 

des Versicherers.
�Mit unserer privaten Unfallversicherung für Menschen über 50 (Un­
fallvorsorge Aktiv 50 Plus) ist die versicherte Person gegen die wirt­
schaftlichen Folgen und Pflegebedürfnisse im Anschluss an Unfälle 
aller Art abgesichert. Der Versicherungsschutz gilt für Unfälle welt­
weit und rund um die Uhr. Die Unfallversicherung für Menschen über 
50 bietet Versicherungsschutz nicht nur bei einem Unfall, dessen 
Ursache auch ein Schlaganfall oder Herzinfarkt sein kann, sondern 
auch bei einem Oberschenkelhalsbruch. Ein Unfall liegt vor, wenn 
die versicherte Person durch ein plötzlich von außen auf den Körper 
wirkendes Ereignis (Unfallereignis) unfreiwillig eine Gesundheits­
schädigung erleidet. Neben der monatlichen (unter Umständen le­
benslangen) Unfallrente ab Vorliegen der nach den Bedingungen 
erforderlichen Pflegebedürftigkeit sind eine einmalige Kapitalleistung 
bei Oberschenkelhalsbruch, eine Todesfallleistung und umfassende 
Hilfe- und Pflegeleistungen sowie Serviceleistungen, Kosten kosme­
tischer Operationen und Reha-Beihilfen versichert.
�Zu Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung der Unfallver­
sicherung verweisen wir auf die Allgemeinen Versicherungsbedin­
gungen zur Unfallpflegerente (AVB UpflR 2020) und etwaige beson­
deren Vereinbarungen und Bestimmungen.

4.	� Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller 
Steuern und sonstigen Preisbestandteile, 
zusätzliche Kosten

Die Angaben zur Beitragshöhe und die Zahlweise ergeben sich aus 
dem Antrag bzw. der Tarifauskunft. Die gesetzliche Versicherung­
steuer ist in den Beiträgen enthalten. 
Nebengebühren und Kosten werden nicht erhoben. 
Für die Benutzung von Fernkommunikationsmitteln entstehen Ihnen 
lediglich Kosten in Höhe der üblichen Grundtarife.

5.	� Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und Erfüllung 
Fälligkeit des Erstbeitrags:
Der Erstbeitrag ist unverzüglich nach Abschluss des Versicherungs­
vertrages fällig, nicht jedoch vor dem im Versicherungsschein ange­
gebenen Versicherungsbeginn. 
Zahlweise der Folgebeiträge:
zum 01.01. jährlich im Voraus 
oder  
zum 01.01. und 01.07. halbjährlich im Voraus 
oder 
zum 01.01., 01.04., 01.07. und 01.10. vierteljährlich im Voraus 
oder 
zum jeweils ersten eines Monats monatlich im Voraus.

Wenn Sie uns ein SEPA-Lastschriftmandat erteilt haben, ziehen wir 
den Beitrag von Ihrem Konto mittels Lastschrift ein, ansonsten müs­
sen Sie den Beitrag überweisen.

6.	� Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung 
gestellten Informationen

Die Gültigkeitsdauer der vorliegend zur Verfügung gestellten Infor­
mationen beträgt vier Wochen.

7.	 Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt
Der Vertrag kommt zustande durch den Antrag des Versicherungs­
nehmers und die Übersendung des Versicherungsscheins durch den 
Versicherer. Die Versicherung beginnt entsprechend Ihrer Angabe 
im Antrag, sofern dieser unverändert angenommen wird, frühestens 
aber am Tag nach Antragseingang. Zu diesem Zeitpunkt beginnt 
auch der Versicherungsschutz. 
Der Versicherungsnehmer ist an seinen Antrag zwei Wochen gebun­
den.

8.	� Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufs-
rechts

Widerrufsbelehrung
Abschnitt 1

Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise
Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist  
von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform  

(z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen
▪	 der Versicherungsschein,
▪	 die Vertragsbestimmungen,
	� einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden All­

gemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum ein­
schließlich der Tarifbestimmungen,

▪	 diese Belehrung,
▪	 das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten,
▪	 und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen
jeweils in Textform zugegangen sind.
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Ab-
sendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:
WGV-Versicherung AG 
Tübinger Straße 55 
70178 Stuttgart 
Fax: 0711 1695-1100 
E-Mail: hus-vertrag@wgv.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungs-
schutz und der Versicherer hat Ihnen den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien zu er-
statten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungs-
schutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der 
Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs ent-
fällt, darf der Versicherer in diesem Fall einbehalten; dabei 
handelt es sich um einen Betrag in Höhe von
	� 1/360 der Jahresprämie gemäß Tarifauskunft 

(bei jährlicher Prämienzahlung) bzw.
	� 1/180 der Halbjahresprämie gemäß Tarifauskunft 

(bei halbjährlicher Prämienzahlung) bzw.
	� 1/90 der Vierteljahresprämie gemäß Tarifauskunft 

(bei vierteljährlicher Prämienzahlung) bzw.
	� 1/30 der Monatsprämie gemäß Tarifauskunft 

(bei monatlicher Prämienzahlung)
multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Versicherungs
schutz bestanden hat.	  
Der Versicherer hat zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, 
spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten.
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der 
Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass 
empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene 
Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren aus-
drücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch vom Ver
sicherer vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht 
ausgeübt haben.
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Abschnitt 2
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren 

Informationen
Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informa­
tionen werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzel­
nen aufgeführt:

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen
Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung 
zu stellen:
1.	� die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, 

über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben 
ist auch das Handelsregister, bei dem der Rechtsträger einge­
tragen ist und die zugehörige Registernummer;

2.	� die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere 
Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Ver­
sicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, 
Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines 
Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermitt­
lung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen 
einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

3.	� die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;
4.	� die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbe­

sondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung 
des Versicherers;

5.	� den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern 
und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Prämien einzeln 
auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehre­
re selbstständige Versicherungsverträge umfassen soll, oder, 
wenn der genaue Preis nicht angegeben werden kann, Anga­
ben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine 
Überprüfung des Preises ermöglichen;

6.	� Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbe­
sondere zur Zahlungsweise der Prämien;

7.	� die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestell­
ten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befris­
teter Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises;

8.	� Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbeson­
dere über den Beginn der Versicherung und des Versicherungs­
schutzes sowie die Dauer der Frist, während der der Antrag­
steller an den Antrag gebunden sein soll;

9.	� das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie 
die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere 
Namen und Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der 
Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs 
einschließlich Informationen über den Betrag, den Sie im Fal­
le des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die 
Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen ein­
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deut­
lich gestalteten Form;

10.	�Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
11.	�Angaben zur Beendigung des Vertrages; soweit die Mitteilung  

durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen 
die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestal­
teten Form;

12.	�die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der 
Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Ab­
schluss des Versicherungsvertrages zugrunde legt;

13.	�das auf den Vertrag anwendbare Recht;
14.	�die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in 

diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt 
werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer 
verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation während 
der Laufzeit des Vertrages zu führen;

15.	�einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen 
Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls 
die Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich 
darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechts­
weg zu beschreiten, hiervon unberührt bleibt;

16.	�Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie 
die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

Ende der Widerrufsbelehrung
 

9.	� Angaben zur Laufzeit und gegebenenfalls zur 
Mindestlaufzeit des Vertrages

Der Vertrag hat eine Laufzeit bis zum 31.12. des folgenden Kalen­
derjahres, 24.00 Uhr. Er verlängert sich mit Ablauf der Vertragszeit 
jeweils um ein Jahr, wenn nicht drei Monate vor dem jeweiligen Ab­
lauf dem Versicherer eine Kündigung in Textform (z.B. Brief, Fax oder 
E-Mail) bzw. dem Versicherungsnehmer eine schriftliche Kündigung 
zugegangen ist.

10.	 Angaben zur Beendigung des Vertrages
Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag mit einer Kündigungs­
frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres in Textform 
(z.B. Brief, Fax oder E-Mail) kündigen. Der Versicherer kann den 
Vertrag mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Ende eines 
Kalenderjahres schriftlich kündigen.

11.	� Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren 
Recht der Versicherer der Aufnahme von 
Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor 
Abschluss des Vertrages zugrunde legt

Vor Abschluss des Versicherungsvertrages legen wir der Aufnahme 
von Beziehungen zu Ihnen das Recht der Bundesrepublik Deutsch­
land zugrunde. 

12.	 Anwendbares Recht und zuständiges Gericht 
Auf den Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
Anwendung. 
Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können Sie bei folgen­
den Gerichten geltend machen:
–		  dem Gericht, das für Ihren Wohnsitz örtlich zuständig ist,
–		�  dem Gericht, das für unseren Geschäftssitz oder für die Sie be­

treuende Niederlassung örtlich zuständig ist.
Sofern Sie Ihren Wohnsitz, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder Ihren 
Geschäftssitz außerhalb Deutschlands verlegen oder Ihr Wohnsitz 
oder gewöhnlicher Aufenthalt zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt ist, gilt das Gericht als vereinbart, das für unseren Geschäfts­
sitz zuständig ist. 

13.	� Kommunikation während der Laufzeit des 
Vertrages

Die Vertragsbedingungen und Vorabinformationen werden in deut­
scher Sprache mitgeteilt; die Kommunikation während der Laufzeit 
des Vertrages wird in deutscher Sprache geführt.

14.	� Außergerichtliches Beschwerde- und Rechts
behelfsverfahren

Sie haben Zugang zu einem außergerichtlichen Streitschlichtungs­
verfahren bei der Verbraucherschlichtungsstelle 
Versicherungsombudsmann e.V. 
Sitz:			  Leipziger Straße 121 
				    10117 Berlin 
Anschrift:	 Postfach 08 06 32 
				    10006 Berlin 
E-Mail:		  beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Internet:	 www.versicherungsombudsmann.de
sofern Sie Verbraucher sind und nicht gleichzeitig in derselben Sache 
ein Verfahren bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
oder vor Gericht anhängig ist. Zur Teilnahme an diesem Verfahren 
sind wir verpflichtet.
Als Versicherer ist für uns eine Entscheidung des Versicherungsom­
budsmanns bis zu einem Beschwerdewert von 10.000 EUR verbind­
lich; darüber hinaus darf der Versicherungsombudsmann bis zu ei­
nem Beschwerdewert von 100.000 EUR eine für beide Seiten un­
verbindliche Empfehlung abgeben. 
Ihre Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt unberührt. 

15.	 Aufsichtsbehörde und Beschwerdemöglichkeit 
Zuständige Aufsichtsbehörde ist die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
– Bereich Versicherungsaufsicht – 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 
E-Mail:		  poststelle@bafin.de 
Internet:	 www.bafin.de
Sie haben die Möglichkeit zu einer Beschwerde bei der genannten 
Aufsichtsbehörde.
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B. Erläuterungen

1.	 Versicherungsumfang
�Die Versicherung erstreckt sich bei berufstätigen Personen auf Un­
fälle innerhalb und außerhalb des Berufs, bei nicht berufstätigen 
Personen auf Unfälle des täglichen Lebens. 
Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle in der ganzen Welt.

2.	 Aufnahmealter
�Einen Vertrag zur Unfallvorsorge Aktiv 50 Plus können Personen ab­
schließen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben. Nach Vollendung 
des 76. Lebensjahres ist der Abschluss eines Vertrags nur nach ei­
ner besonderen Risikoprüfung möglich.

3.	 Angaben über den Gesundheitszustand
Die Frage nach Vorerkrankungen ist mit „ja“ zu beantworten, wenn 
in den letzten fünf Jahren eine der nachfolgend aufgeführten Erkran­
kungen bzw. Krankheitsbilder vorlagen:
Alzheimerkrankheit, Bluterkrankheit, Epilepsie, Glasknochenkrank­
heit, Herzinfarkt innerhalb eines Jahres, Schlaganfall, HIV-Infektion, 
Krebserkrankungen (innerhalb der letzten 5 Jahre behandlungsbe­
dürftig), Multiple Sklerose, Parkinson-Syndrom, Psychose, Schizo­
phrenie, Suchterkrankung (Alkohol-, Drogen-, Tablettenmissbrauch)

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten durch die zur WGV Versicherungsgruppe 
gehörenden Unternehmen
Württembergische Gemeinde-Versicherung a.G.,
WGV-Versicherung AG,
WGV-Lebensversicherung AG,
WGV Rechtsschutz-Schadenservice GmbH,
WGV-Informatik und Media GmbH,
WGV-Beteiligungsgesellschaft mbH und
WGV Holding AG
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung ist das Unternehmen, mit 
dem Ihr Versicherungsvertrag, ein anderer Vertrag oder eine sons­
tige Rechtsbeziehung besteht und hierzu Ihre personenbezogenen 
Daten verarbeitet. Den jeweiligen Verantwortlichen entnehmen Sie 
bitte Ihren Unterlagen. 
Bei den Konzerngesellschaften Württembergische Gemeinde-Versiche­
rung a.G., WGV-Versicherung AG, WGV-Lebensversicherung AG, 
WGV Rechtsschutz-Schadenservice GmbH und WGV-Informatik und 
Media GmbH handelt es sich um gemeinsam Verantwortliche nach 
Artikel 26 EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO).
Nähere Informationen zur gemeinsamen Verantwortlichkeit finden 
Sie unter www.wgv.de/datenschutz.
Sie erreichen uns unter folgender Adresse:
WGV Versicherung
70164 Stuttgart
Telefon: 0711 1695-1500
Fax: 0711 1695-1100
E-Mail: kundenservice@wgv.de
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter 
der oben genannten Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauf­
tragter – oder per E-Mail unter: datenschutzbeauftragter@wgv.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der 
DSGVO, des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutz­
rechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsge­
setzes (VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber 
hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für 
den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Ver­
sicherungswirtschaft“ (Code of Conduct) verpflichtet, die die oben 
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Die­
se können Sie im Internet unter www.wgv.de/datenschutz abrufen.
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die 
von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Ver­
trags und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. 
Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese 
Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z.B. zur Policie­
rung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir 
etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und 
wie hoch der Schaden ist. Ferner benötigen wir Ihre personenbezo­
genen Daten zur Erbringung von Leistungen.
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrags 
sowie die Erbringung von Leistungen ist ohne die Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten nicht möglich.
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z.B. für die Ent­
wicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorga­
ben. Die Daten aller mit den Unternehmen der WGV Versicherungs­
gruppe bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der 
gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsicht­
lich einer Vertragsanpassung, -ergänzung, für Kulanzentscheidun­
gen oder für umfassende Auskunftserteilungen.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Da­
ten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Artikel 6 Absatz 1 b 
DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener 
Daten (z.B. Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines Lebensver­
sicherungsvertrags) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach 
Artikel 9 Absatz 2 a in Verbindung mit Artikel 7 DSGVO ein. Erstellen 
wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grund­
lage von Artikel 9 Absatz 2 j DSGVO in Verbindung mit § 27 BDSG. 
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns 
oder von Dritten zu wahren (Artikel 6 Absatz 1 f DSGVO). Dies kann 
insbesondere erforderlich sein:
–	� zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
–	� zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für 

andere Produkte der Unternehmen der WGV Versicherungsgrup­
pe und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und Meinungs­
umfragen,

–	� zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere 
nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf 
Versicherungsmissbrauch hindeuten können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten 
oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbei­
tung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen 
in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 c DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht ge­
nannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten
Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versiche­
rungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich 
sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer 
zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko 
oder den Versicherungsfall machen kann. Darüber hinaus ist es mög­
lich, dass der Rückversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner 
besonderen Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie 
bei der Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. Wir übermit­
teln Ihre Daten an den Rückversicherer nur, soweit dies für die Er­
füllung unseres Versicherungsvertrags mit Ihnen erforderlich ist bzw. 
im zur Wahrung unserer berechtigten Interessen erforderlichen Um­
fang. Nähere Informationen zu den eingesetzten Rückversicherern 
stellen wir Ihnen unter https://www.wgv.de/datenschutz zur Verfügung.
Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Ver­
mittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss 
und zur Durchführung des Vertrags benötigten Antrags-, Vertrags- 
und Schadendaten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten 
an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu 
Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanz­
dienstleistungsangelegenheiten benötigen.
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmens­
gruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in 
der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Ver­
sicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren Unter­
nehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zen­
tralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kun­
denservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Ex­
kasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral durch ein Un­
ternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleister­
liste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten Daten­
verarbeitung teilnehmen.

C. Hinweise zum Datenschutz

http://www.wgv.de/datenschutz
http://www.wgv.de/datenschutz
https://www.wgv.de/datenschutz
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D. Hinweise zur Vermittlervergütung
Die selbstständigen Vermittler der WGV erhalten für die Vermittlung 
von Versicherungsverträgen eine Kombination aus einer erfolgsun­
abhängigen und einer erfolgsabhängigen Vergütung (Provision); 

diese ist in der Versicherungsprämie enthalten. Die Vergütung der 
Mitarbeiter der WGV ist unabhängig vom Abschluss eines konkreten 
Versicherungsvertrags, also erfolgsunabhängig.

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzli­
chen Pflichten zum Teil externer Dienstleister.
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienst­
leister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen 
bestehen, können Sie in der jeweils aktuellen Version auf unserer 
Internetseite unter 
https://www.wgv.de/docs/rechtliches/liste_personenversicherung.pdf 
entnehmen. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen diese auch per Post. Gerne kön­
nen Sie mit uns hierzu unter der Telefonnummer 0711 1695-1500 
Kontakt aufnehmen.
Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an wei­
tere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung ge­
setzlicher Mitteilungspflichten (z.B. Sozialversicherungsträger, Finanz­
behörden oder Strafverfolgungsbehörden).

Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt dies nur, 
soweit Sie dem zugestimmt haben, ein Angemessenheitsbeschluss 
der EU-Kommission vorliegt oder andere angemessene Datenschutz­
garantien vorhanden sind. Informationen hierzu stellen wir Ihnen 
gerne über die genannten Kontaktdaten zur Verfügung.

Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten, sobald sie für die oben 
genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vor­
kommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt 
werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend ge­
macht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis 
zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen 
Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende 
Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem 
aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geld­
wäschegesetz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn 
Jahren.

Betroffenenrechte
Sie können unter der oben genannten Adresse Auskunft über die zu 
Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus kön­
nen Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder 
die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht 
auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf 
Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem struktu­
rierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbe
zogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widerspre-
chen.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interes-
sen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn 
sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die ge-
gen die Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben 
genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzauf­
sichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzauf­
sichtsbehörde ist:

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informations­
freiheit Baden-Württemberg
Lautenschlagerstraße 20
70173 Stuttgart
Telefon: 0711 615541-0
Telefax: 0711 615541-15
E-Mail: poststelle@lfdi.bwl.de

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungs
wirtschaft
Es besteht die Möglichkeit, dass wir bei Abschluss eines Versicherungs­
vertrags oder im Rahmen der Schadenbearbeitung Daten zum Ver­
sicherungsobjekt (Fahrzeugidentifikationsdaten oder Adresse des 
Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer Person (Name, Vorname, Ge­
burtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) an die informa HIS GmbH 
übermitteln (HIS-Anfrage). Die informa HIS GmbH überprüft anhand 
dieser Daten, ob zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem Versicherungs­
objekt im „Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirt­
schaft“ (HIS) Informationen gespeichert sind, die auf ein erhöhtes 
Risiko oder Unregelmäßigkeiten in einem Versicherungsfall hindeu­
ten können. Solche Informationen können nur aufgrund einer früheren 
Meldung eines Versicherungsunternehmens an das HIS vorliegen 
(HIS-Einmeldung), über die Sie gegebenenfalls von dem einmelden­
den Versicherungsunternehmen gesondert informiert worden sind. 
Daten, die aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, 
werden von der informa HIS GmbH an uns, das anfragende Versiche­
rungsunternehmen, übermittelt.
Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf den folgenden Internet­
seiten: http://www.informa-his.de. Auf Wunsch übersenden wir Ihnen 
diese auch per Post. Gerne können Sie mit uns hierzu unter der Tele­
fonnummer 0711 1695-1500 Kontakt aufnehmen.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrags (z.B. zur 
Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-Haftpflichtver­
sicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls über­
prüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforder­
lichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit 
dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.

Bonitätsauskünfte
Es besteht die Möglichkeit, dass wir Ihre Daten (Name, Adresse und 
gegebenenfalls Geburtsdatum) zum Zweck der Bonitätsprüfung an die 
infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstr. 99, 76532 Baden-Baden 
übermitteln. Rechtsgrundlagen dieser Übermittlung sind Artikel 6 Ab­
satz 1 b und Artikel 6 Absatz 1 f der DSGVO. Übermittlungen auf der 
Grundlage dieser Bestimmungen dürfen nur erfolgen, soweit dies zur 
Wahrnehmung berechtigter Interessen unseres Unternehmens oder 
Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen der Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personen­
bezogener Daten erfordern, überwiegen. Detaillierte Informationen 
zur infoscore Consumer Data GmbH im Sinne des Artikel 14 DSGVO, 
das heißt Informationen zum Geschäftszweck, zu Zwecken der Da­
tenspeicherung, zu den Datenempfängern, zum Selbstauskunfts­
recht, zum Anspruch auf Löschung oder Berichtigung etc. finden Sie 
unter folgendem Link: https://finance.arvato.com/icdinfoblatt. 
Auf Wunsch übersenden wir Ihnen diese auch per Post. Gerne kön­
nen Sie mit uns hierzu unter der Telefonnummer 0711 1695-1500 
Kontakt aufnehmen.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antrag­
stellung befragen, kann in einzelnen Fällen vollautomatisiert über 
das Zustandekommen des Vertrags entschieden werden.

https://www.wgv.de/docs/rechtliches/liste_personenversicherung.pdf
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Mitteilung nach § 19 Absatz 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)  
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Sehr geehrter Kunde, 
damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, 
ist es notwendig, dass Sie die beiliegenden Fragen wahrheitsgemäß 
und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzu­
geben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, 
wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere 
Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht kön­
nen Sie der nachstehenden Information entnehmen. 

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen 
bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform 
gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn 
wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Text­
form nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch in­
soweit zur Anzeige verpflichtet. 

Welche Folgen können eintreten, wenn eine 
vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 
1.	 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Ver­
trag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder 
Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein 
Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge­
schlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir 
den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalls, bleiben wir den­
noch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht 
oder nicht richtig angegebene Umstand 
–	� weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
– 	�noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Ver­
tragszeit entspricht. 

2.	 Kündigung 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertrag­
liche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos ver­
letzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

3.	 Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die an­
deren Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben 
Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedin­
gungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeige­
pflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 
10 Prozent oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung 
fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mit­
teilung hinweisen. 

4.	 Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend ma­
chen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Ver­
letzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht 
begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte 
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung 
stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände 
angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder 
zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsände­
rung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. 
Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist ein­
getreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeige­
pflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

5.	 Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrags durch eine andere Per­
son vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, 
der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die 
Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertre­
ters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. 
Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem 
Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt.
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Der Versicherungsumfang
1	 Was ist versichert?
1.1	� Wir bieten Versicherungsschutz bei Unfällen, die der ver­

sicherten Person während der Wirksamkeit des Vertrags 
zustoßen.

1.2	� Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle in der ganzen 
Welt.

1.3	� Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch ein 
plötzlich von außen auf ihren Körper wirkendes Ereignis 
(Unfallereignis) unfreiwillig eine Gesundheitsschädigung 
erleidet. 

1.4	� Als Unfall gilt auch ein Oberschenkelhalsbruch, unabhän­
gig von der Ursache. Ein Oberschenkelhalsbruch liegt vor, 
wenn der Oberschenkelkopf, der große Rollhügel oder der 
Oberschenkelhals gebrochen ist. 

1.5	� Versicherungsschutz besteht auch für Unfälle, die durch 
Schlaganfall oder Herzinfarkt verursacht wurden. Hierbei 
müssen die Folgen des Unfalls nach Ziffer 1.3 überwiegen. 

1.6	� Als Unfall gilt auch, wenn durch eine erhöhte Kraftanstren­
gung an Gliedmaßen oder Wirbelsäule
–	� ein Gelenk verrenkt wird oder
–	� Muskeln, Sehnen, Bänder oder Kapseln gezerrt oder 

zerrissen werden.
�Auf die Ausschlüsse (siehe Ziffer 4) weisen wir hin. Sie 
gelten für alle Leistungsarten.

2	 Welche Leistungsarten sind versichert?
�Die versicherten Leistungsarten werden im Folgenden be­
schrieben.

2.1	 Unfallpflegerente
2.1.1	� Voraussetzungen für die Leistung:
2.1.1.1	� Die versicherte Person wird zumindest als erheblich pflege­

bedürftig (Pflegegrad 2) im Sinne der sozialen Pflegever­
sicherung (§ 15 Sozialgesetzbuch XI) eingestuft. Als Nach­
weis ist uns das für die soziale oder private Pflegeversi­
cherung gefertigte Gutachten vorzulegen, aus dem sich 
die Pflegebedürftigkeit ergibt. Weitergehend muss aus ei­
ner ärztlichen Stellungnahme hervorgehen, dass ein Unfall 
nach Ziffer 1 zum überwiegenden Teil Ursache der Pflege­
bedürftigkeit ist. 

	 Die Kosten der ärztlichen Stellungnahme tragen wir.
2.1.1.2	� Der Antrag auf Leistungen aus der sozialen oder der pri­

vaten Pflegeversicherung muss innerhalb eines Jahres 
nach einem Unfall nach Ziffer 1 gestellt werden. Ist inner­
halb eines Jahres nach dem Schadenereignis noch kein 
Antrag auf Leistungen aus der sozialen oder privaten Pfle­
geversicherung gestellt, besteht – auch bei späterer Fest­
stellung einer Pflegebedürftigkeit – kein Anspruch auf Leis­
tungen aus der Unfallpflegerente.

2.1.2	 Höhe der Leistung:
	� Die Höhe der monatlichen Unfallpflegerente ergibt sich aus 

dem Versicherungsschein.
2.1.3	 Beginn der Leistung: 
	� Die monatliche Unfallpflegerente wird ab dem Beginn des 

Monats bezahlt, in dem durch Vorlage des Gutachtens  für 
die soziale oder private Pflegeversicherung und der ärztli­
chen Stellungnahme nach Ziffer 2.1.1 die Leistungsvoraus­
setzungen nachgewiesen sind. 

Der Versicherungsumfang
1	 Was ist versichert?� 8
2	 Welche Leistungsarten sind versichert?� 8
2.1	 Unfallpflegerente� 8
2.2	 Krankenhausgeld� 9
2.3	 Kapitalleistung bei Oberschenkelhalsbruch� 9
2.4	 Todesfallleistung� 9
2.5	 Hilfe- und Pflegeleistungen� 9
2.6	 Serviceleistungen� 9
2.7	 Kosten für kosmetische Operationen� 9
2.8	 Reha-Beihilfe� 10
3	 Gestrichen� 10
4	� In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlossen?� 10
Der Leistungsfall
5	 Was ist nach einem Unfall zu beachten (Obliegenheiten)?� 10
6	 Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Obliegenheiten?� 11
7	 Wann sind die Leistungen fällig?� 11
Die Versicherungsdauer
8	 Wann beginnt und wann endet der Vertrag? � 11
Der Versicherungsbeitrag
9	� Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten? �Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen?� 11
Weitere Bestimmungen
10	� Wie wirkt sich die Vereinbarung einer planmäßigen Erhöhung von Leistung und Beitrag auf den Vertrag aus?� 12
11	� Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Vertrag beteiligten Personen zueinander?� 12
12	 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht?� 12
13	 Gestrichen� 13
14	 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Vertrag?� 13
15	 Wie können Meinungsverschiedenheiten gelöst werden? Welches Gericht ist zuständig?� 13
16	 Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten? Was gilt bei Änderung Ihrer Anschrift?� 13
17	 Welches Recht findet Anwendung?� 13
18	 Was ist bei Embargos zu beachten?� 13

Allgemeine Versicherungsbedingungen zur Unfallpflegerente  
(AVB UpflR 2020)

Sie als Versicherungsnehmer sind unser Vertragspartner. Versicherte Person können Sie oder jemand anderer sein. 
Wir als Versicherer erbringen die vertraglich vereinbarten Leistungen.

WGV-Versicherung AG
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Gemeinschaft lebenden Ehe-/Lebenspartner sowie die mit 
im Haushalt lebenden minderjährigen Kinder.

2.5.3.8	� Begleitung zu Ärzten oder Behörden. Diese Leistung wird 
bis zu zweimal pro Woche für maximal sechs Monate, vom 
Unfalltag oder vom Entlassungstermin aus dem Kranken­
haus an gerechnet, erbracht.

2.5.3.9	� Fahrdienst zu Ärzten, Behörden, Krankengymnastik oder 
sonstigen Therapien bis zu zweimal pro Woche für maxi­
mal sechs Monate vom Unfalltag an gerechnet.

2.5.3.10	� Erledigung von Besorgungen und Einkäufen einmal pro 
Woche für maximal sechs Monate vom Unfalltag an ge­
rechnet.

2.5.3.11	� Reinigung der Wohnung der versicherten Person einmal 
pro Woche für maximal sechs Monate vom Unfalltag an 
gerechnet.

2.5.3.12	� Versorgen der Wäsche der versicherten Person einmal pro 
Woche für maximal sechs Monate vom Unfalltag an ge­
rechnet.

2.5.3.13	� Telefonischer Gesundheitsratgeber für maximal sechs Mo­
nate vom Unfalltag an gerechnet.

2.6	 Serviceleistungen
2.6.1	� Art der Leistungen:
2.6.1.1	� Wir ersetzen nach einem Unfall der versicherten Person 

die Kosten für Such-, Rettungs- oder Bergungseinsätze 
von öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich organisierten 
Rettungsdiensten, soweit hierfür üblicherweise Gebühren 
berechnet werden.

	� Die Kosten ersetzen wir auch dann, wenn der Unfall der 
versicherten Person unmittelbar drohte oder nach den kon­
kreten Umständen zu vermuten war.

2.6.1.2	� Wir ersetzen die Kosten für den ärztlich angeordneten 
Transport der versicherten Person zum Krankenhaus oder 
zur Spezialklinik.

2.6.1.3	� Wir ersetzen den Mehraufwand bei der Rückkehr der ver­
sicherten Person zu ihrem ständigen Wohnsitz, soweit die 
Mehrkosten auf ärztliche Anordnung zurückgehen oder 
nach der Verletzungsart unvermeidbar waren.

2.6.1.4	� Bei einem Unfall im Ausland ersetzen wir die zusätzlich 
entstehenden Heimfahrt- oder Unterbringungskosten für 
mitreisende minderjährige Kinder und den mitreisenden 
Partner der versicherten Person.

2.6.1.5	� Bei einem unfallbedingten Todesfall im Inland ersetzen wir 
die Kosten für die Überführung zum letzten ständigen 
Wohnsitz der versicherten Person. Bei einem unfallbeding­
ten Todesfall im Ausland ersetzen wir die Kosten für die 
Bestattung im Ausland oder für die Überführung zum letz­
ten ständigen Wohnsitz der versicherten Person.

2.6.2	 Höhe der Leistungen:
2.6.2.1	� Die Höhe der Leistungen ist insgesamt auf 10.000 EUR 

begrenzt.
2.6.2.2	� Dieser Höchstbetrag für den Kostenersatz nimmt an einer 

für andere Leistungsarten vereinbarten Erhöhung von Leis­
tung und Beitrag nicht teil.

2.7	 Kosten für kosmetische Operationen
2.7.1	 Voraussetzungen für die Leistungen:
2.7.1.1	� Die versicherte Person hat sich nach einem unter den Ver­

trag fallenden Unfall einer kosmetischen Operation unter­
zogen.

	� Als kosmetische Operation gilt eine nach Abschluss der 
Heilbehandlung durchgeführte ärztliche Behandlung mit 
dem Ziel, eine unfallbedingte Beeinträchtigung des äuße­
ren Erscheinungsbilds der versicherten Person zu behe­
ben.

2.7.1.2	� Die kosmetische Operation erfolgt innerhalb von drei Jah­
ren nach dem Unfall. 

2.7.1.3	� Ein Dritter ist nicht zur Leistung verpflichtet oder bestreitet 
seine Leistungspflicht.

2.7.2	� Art und Höhe der Leistungen:
2.7.2.1	� Wir leisten insgesamt bis zur Höhe von 5.000 EUR für 

nachgewiesene
	 –	 Arzthonorare und sonstige Operationskosten sowie

–	� notwendige Kosten für Unterbringung und Verpflegung 
in einem Krankenhaus.

2.7.2.2	� Wir leisten nicht Ersatz für Zahnbehandlungs- und Zahn­
ersatzkosten.

2.7.3	 Ausschluss der Dynamik
	� Dieser Höchstbetrag nimmt an einer für andere Leistungs­

arten vereinbarten Erhöhung von Leistung und Beitrag nicht 
teil.

2.1.4	 Dauer der Leistung: 
�Die Unfallpflegerente wird bis zum Ende des Monats be­
zahlt, in dem die versicherte Person stirbt. Entfallen die 
Voraussetzungen für die Einstufung in den Pflegegrad 2, 
so endet die Leistung zum Ende des Monats, in dem die 
Leistungen der sozialen oder privaten Pflegeversicherung 
enden. Der Versicherer ist hierüber unverzüglich zu unter­
richten. 

2.2	 Krankenhausgeld
2.2.1	 Voraussetzungen für die Leistung:

�Die versicherte Person befindet sich wegen eines Unfalls 
nach Ziffer 1 für mindestens 20 Tage in medizinisch not­
wendiger ununterbrochener vollstationärer Heilbehand­
lung. 
�Vollstationäre Rehabilitationsmaßnahmen, die nicht als An­
schlussheilbehandlung angetreten werden, sowie Aufent­
halte in Sanatorien, in privaten Einrichtungen (z.B. Pensi-
onen und Hotels) und Erholungsheimen gelten nicht als 
medizinisch notwendige vollstationäre Heilbehandlungen. 
Es besteht kein Versicherungsschutz für stationäre Aufent­
halte, bei denen nicht die akute Heilbehandlung im Vorder­
grund steht, sondern die medizinische Rehabilitation. 

2.2.2	 Höhe der Leistung:
�Als Krankenhausgeld bezahlen wir einmalig einen Betrag 
in Höhe des Dreifachen der vereinbarten monatlichen Un­
fallpflegerente.

2.3	 Kapitalleistung bei Oberschenkelhalsbruch
2.3.1	 Voraussetzungen für die Leistung:

�Die versicherte Person erleidet einen Oberschenkelhals­
bruch (siehe Ziffer 1.4). 

2.3.2	 Höhe der Leistung:
�Als Kapitalleistung bezahlen wir einmalig einen Betrag in 
Höhe des Sechsfachen der vereinbarten monatlichen Un­
fallpflegerente.

2.4	 Todesfallleistung
2.4.1	 Voraussetzungen für die Leistung:

�Die versicherte Person ist infolge eines Unfalls nach Zif­
fer 1 innerhalb eines Jahres vom Unfalltag an gerechnet 
gestorben. Auf die besonderen Pflichten nach Ziffer 5.5 
weisen wir hin. 

2.4.2	 Höhe der Leistung:
�Als Todesfallleistung bezahlen wir einmalig einen Betrag 
in Höhe des Zwölffachen der vereinbarten monatlichen Un­
fallpflegerente.

2.5	 Hilfe- und Pflegeleistungen
2.5.1	� Wir übernehmen die Organisation und die anfallenden Kos­

ten für die unter Ziffer 2.5.3 aufgeführten Hilfe- und Pfle­
geleistungen innerhalb von Deutschland durch eine von 
uns beauftragte Hilfsorganisation maximal für die angege­
bene Zeit. Diese Leistungen können nicht getrennt von der 
Unfallvorsorgeversicherung versichert werden. 

2.5.2	� Voraussetzungen für die Leistungen: 
�Die versicherte Person ist aufgrund eines Unfalls nach Zif­
fer 1 hilfsbedürftig. Hilfsbedürftig ist, wer in seiner körper­
lichen oder geistigen Leistungsfähigkeit derart beeinträch­
tigt ist, dass er für die gewöhnlichen und regelmäßig wie­
derkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens im Sin­
ne der vereinbarten Leistungen nach Ziffer  2.5.3.1 bis 
2.5.3.13 fremder Hilfe bedarf. 

2.5.3	 Leistungen:
2.5.3.1	� Erstgespräch zur Ermittlung des Pflegebedarfs/Pflegebe­

ratung.
2.5.3.2	� Leistungen der Grundpflege für maximal sechs Monate 

vom Unfalltag an gerechnet. Diese umfasst die Körperpfle­
ge einschließlich Teil- oder Ganzwaschung, An- und Aus­
kleiden, Hilfe beim Verrichten der Notdurft, Lagerung im 
Bett und Hilfe bei der Nahrungsaufnahme. 

2.5.3.3	� Einmalige Pflegeschulung für Angehörige durch Fachper­
sonal.

2.5.3.4	� Einmalige Vermittlung von Pflegehilfsmitteln durch Fach­
personal.

2.5.3.5	� Nach einer Krankenhausentlassung für die Dauer von bis 
zu 48 Stunden eine Tag- und Nachtwache in der Wohnung 
der versicherten Person.

2.5.3.6	� Installation einer Hausnotrufanlage für maximal sechs Mo­
nate vom Unfalltag an gerechnet.

2.5.3.7	� Tägliche Lieferung einer frischen Mahlzeit für maximal 
sechs Monate vom Unfalltag an gerechnet für die versi­
cherte Person und bei Bedarf auch für den in häuslicher 
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2.8	 Reha-Beihilfe
2.8.1	 Voraussetzungen für die Leistung:
2.8.1.1	 Die versicherte Person hat
	 –	� nach einem unter den Vertrag fallenden Unfall im Sinne 

von Ziffer 1 
–	� wegen der durch das Unfallereignis hervorgerufenen 

Gesundheitsschädigung oder deren Folgen
–	� innerhalb von drei Jahren, vom Unfalltage an gerechnet
–	� für einen zusammenhängenden Zeitraum von mindes­

tens drei Wochen eine medizinisch notwendige Reha-
Maßnahme durchgeführt.

	� Diese Voraussetzungen werden von Ihnen durch ein ärzt­
liches Attest nachgewiesen.

2.8.1.2	� Anschlussheilbehandlungen gelten nicht als Reha-Maß­
nahme.

2.8.2	 Höhe der Leistung:
	� Die Reha-Beihilfe wird in Höhe von 1.500 EUR einmal je 

Unfall gezahlt. Bestehen für die versicherte Person bei un­
serer Gesellschaft mehrere Unfallversicherungen, kann die 
vereinbarte Reha-Beihilfe nur aus einem dieser Verträge 
verlangt werden.

2.8.3	 Ausschluss der Dynamik
	� Dieser Betrag nimmt an einer für andere Leistungsarten 

vereinbarten Erhöhung von Leistung und Beitrag nicht teil.

3	 Gestrichen

4	� In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz 
ausgeschlossen?

4.1	 Kein Versicherungsschutz besteht für folgende Unfälle:
4.1.1	� Unfälle der versicherten Person durch Geistes- oder Be­

wusstseinsstörungen, epileptische Anfälle oder andere 
Krampfanfälle, die den ganzen Körper der versicherten Per­
son ergreifen. 

	� Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn diese Störun­
gen oder Anfälle durch ein unter diesen Vertrag fallendes 
Unfallereignis verursacht waren. 

	� Unfälle durch Bewusstseinsstörungen aufgrund Trunken­
heit sind mitversichert, beim Lenken von Kraftfahrzeugen 
jedoch nur, wenn der Blutalkoholgehalt unter 1,1 Promille 
liegt.

4.1.2	� Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, 
dass sie vorsätzlich eine Straftat ausführt oder versucht. 

4.1.3	� Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kriegs- oder 
Bürgerkriegsereignisse verursacht sind.

	� Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die versicherte 
Person auf Reisen im Ausland überraschend von Kriegs- 
oder Bürgerkriegsereignissen betroffen wird.

	� Dieser Versicherungsschutz erlischt am Ende des siebten 
Tages nach Beginn eines Kriegs oder Bürgerkriegs auf dem 
Gebiet des Staates, in dem sich die versicherte Person 
aufhält.

	� Die Erweiterung gilt nicht bei Reisen in oder durch Staaten, 
auf deren Gebiet bereits Krieg oder Bürgerkrieg herrscht. 
Sie gilt auch nicht für die aktive Teilnahme am Krieg oder 
Bürgerkrieg sowie für Unfälle durch ABC-Waffen und im 
Zusammenhang mit einem Krieg oder kriegsähnlichen Zu­
stand zwischen den Ländern China, Deutschland, Frank­
reich, Großbritannien, Japan, Russland oder USA.

4.1.4	 Unfälle der versicherten Person
	 –	� als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräteführer), so­

weit er nach deutschem Recht dafür eine Erlaubnis be­
nötigt, sowie als sonstiges Besatzungsmitglied eines 
Luftfahrzeugs;

–	� bei einer mit Hilfe eines Luftfahrzeugs auszuübenden 
beruflichen Tätigkeit; 

–	� bei der Benutzung von Raumfahrzeugen. 
4.1.5	� Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, 

dass sie sich als Fahrer, Beifahrer oder Insasse eines Mo­
torfahrzeugs an Fahrtveranstaltungen einschließlich der 
dazugehörigen Übungsfahrten beteiligt, bei denen es auf 
die Erzielung von Höchstgeschwindigkeiten ankommt.

4.1.6	� Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergie 
verursacht sind.

4.2	� Ausgeschlossen sind außerdem folgende Beeinträchtigun­
gen:

4.2.1	� Schäden an Bandscheiben sowie Blutungen aus inneren 
Organen und Gehirnblutungen.

	� Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn ein unter die­
sen Vertrag fallendes Unfallereignis nach Ziffer 1.3 die 
überwiegende Ursache ist.

4.2.2	 Gesundheitsschäden durch Strahlen.
4.2.3	� Gesundheitsschäden durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe 

am Körper der versicherten Person.
	� Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Heilmaß­

nahmen oder Eingriffe, auch strahlendiagnostische und 
-therapeutische, durch einen unter diesen Vertrag fallen­
den Unfall veranlasst waren.

4.2.4	 Infektionen.
4.2.4.1	 Sie sind auch dann ausgeschlossen, wenn sie
	 –	� durch Insektenstiche oder -bisse oder

–	� durch sonstige geringfügige Haut- oder Schleimhaut­
verletzungen

	� verursacht wurden, durch die Krankheitserreger sofort oder 
später in den Körper gelangten.

4.2.4.2	 Versicherungsschutz besteht jedoch für
	 –	� Infektionen mit Frühsommer-Meningitis (FSME) oder 

Lyme-Borreliose durch einen Zeckenbiss,
–	� Tollwut und Wundstarrkrampf sowie für 
–	� Infektionen, bei denen die Krankheitserreger durch Un­

fallverletzungen, die nicht nach Ziffer 4.2.4.1 ausge­
schlossen sind, in den Körper gelangten.

4.2.4.3	� Für Infektionen, die durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe 
verursacht sind, gilt Ziffer 4.2.3 Satz 2 entsprechend. 

4.2.5	� Vergiftungen infolge Einnahme fester oder flüssiger Stoffe 
durch den Schlund. 

4.2.6	� Krankhafte Störungen infolge psychischer Reaktionen, 
auch wenn diese durch einen Unfall verursacht wurden.

4.2.7	 Bauch- oder Unterleibsbrüche.
	� Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn sie durch eine 

unter diesen Vertrag fallende gewaltsame von außen kom­
mende Einwirkung entstanden sind.

Der Leistungsfall
5	� Was ist nach einem Unfall zu beachten 

(Obliegenheiten)?
	� Ohne Ihre Mitwirkung und die der versicherten Person kön­

nen wir unsere Leistung nicht erbringen.
5.1	� Nach einem Unfall, der voraussichtlich eine Leistungspflicht 

herbeiführt, müssen Sie oder die versicherte Person un­
verzüglich einen Arzt hinzuziehen, seine Anordnungen be­
folgen und uns unterrichten.

	� Bei zunächst geringfügig erscheinenden oder nicht erkenn­
baren Unfallfolgen liegt keine Obliegenheitsverletzung vor, 
wenn Sie oder die versicherte Person erst dann einen Arzt 
hinzuziehen, wenn der wirkliche Umfang erkennbar wird.

5.2	� Die von uns übersandte Unfallanzeige müssen Sie oder 
die versicherte Person wahrheitsgemäß ausfüllen und uns 
unverzüglich zurücksenden; von uns darüber hinaus ge­
forderte sachdienliche Auskünfte müssen in gleicher Wei­
se erteilt werden.

5.3	� Wir beauftragen Ärzte, falls dies für die Prüfung unserer 
Leistungspflicht erforderlich ist.

	� Von diesen Ärzten muss sich die versicherte Person un­
tersuchen lassen.

	� Wir tragen die notwendigen Kosten und den Verdienstaus­
fall, der durch die Untersuchung entsteht.

	� Wird bei Unternehmern, freiberuflich Tätigen, Selbststän­
digen und Geschäftsführern der Verdienstausfall nicht 
konkret nachgewiesen, beträgt die Erstattung höchstens 
300 EUR.

5.4	� Für die Prüfung unserer Leistungspflicht benötigen wir mög­
licherweise Auskünfte von

	 –	� Ärzten, die die versicherte Person vor oder nach dem 
Unfall behandelt oder untersucht haben,

–	� anderen Versicherern, Versicherungsträgern und Be­
hörden.

	� Sie oder die versicherte Person müssen es uns ermögli­
chen, die erforderlichen Auskünfte zu erhalten.

	� Dazu kann die versicherte Person die Ärzte und die ge­
nannten Stellen ermächtigen, uns die Auskünfte direkt zu 
erteilen. Ansonsten kann die versicherte Person die Aus­
künfte selbst einholen und uns zur Verfügung stellen.

5.5	� Hat der Unfall den Tod zur Folge, ist uns dies innerhalb von 
48 Stunden zu melden, auch wenn uns der Unfall schon 
angezeigt war.

	� Soweit zur Prüfung unserer Leistungspflicht erforderlich, 
ist uns das Recht zu verschaffen, eine Obduktion – durch 
einen von uns beauftragten Arzt – durchführen zu lassen.
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die Kündigung zu jedem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ablauf des Versicherungsjahres, wirksam wird.
�Eine Kündigung durch uns wird einen Monat nach ihrem 
Zugang bei Ihnen wirksam. 

8.4	� Versicherungsjahr
	� Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen Zeitraum 

von zwölf Monaten. Besteht die vereinbarte Vertragsdauer 
jedoch nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versiche­
rungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden Versiche­
rungsjahre bis zum vereinbarten Vertragsablauf sind jeweils 
ganze Jahre.

Der Versicherungsbeitrag
9	� Was müssen Sie bei der Beitragszahlung 

beachten? 
�Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht 
rechtzeitig zahlen? 

9.1 	 Beitrag und Versicherungsteuer
9.1.1	 Beitragszahlung
	� Die Beiträge können je nach Vereinbarung durch Monats-, 

Vierteljahres-, Halbjahres- oder Jahresbeiträge entrichtet 
werden. Die Versicherungsperiode umfasst bei Monatsbei­
trägen einen Monat, bei Vierteljahresbeiträgen ein Viertel­
jahr, bei Halbjahresbeiträgen ein Halbjahr und bei Jahres­
beiträgen ein Jahr.

9.1.2	 Versicherungsteuer
	� Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherung­

steuer, die Sie in der jeweils vom Gesetz bestimmten Hö­
he zu entrichten haben.

9.2 	� Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster 
Beitrag

9.2.1 	 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 
�	� Der erste Beitrag wird unverzüglich nach Abschluss des 

Vertrags fällig, jedoch nicht vor dem im Versicherungs­
schein angegebenen Versicherungsbeginn.

9.2.2	 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes
	� Zahlen Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu 

einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz 
erst ab diesem Zeitpunkt, sofern Sie durch gesonderte Mit­
teilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam 
gemacht wurden. Das gilt nicht, wenn Sie nachweisen, 
dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

9.2.3 	� Rücktritt
	� Zahlen Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig, können wir 

vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt 
ist.

	� Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie nachweisen, dass 
Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

9.3 	 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
9.3.1 	 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung
	� Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeit­

punkt fällig.
9.3.2 	 Verzug
	� Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, geraten Sie 

ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass Sie die ver­
spätete Zahlung nicht zu vertreten haben.

	� Wir werden Sie auf Ihre Kosten in Textform zur Zahlung 
auffordern und Ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens 
zwei Wochen setzen. Diese Fristsetzung ist nur wirksam, 
wenn wir darin die rückständigen Beträge des Beitrags so­
wie die Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffern und die 
Rechtsfolgen angeben, die nach den Ziffern 9.3.3 und 9.3.4 
mit dem Fristablauf verbunden sind.

	� Wir sind berechtigt, Ersatz des uns durch den Verzug ent­
standenen Schadens zu verlangen.

9.3.3 	 Kein Versicherungsschutz
	� Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zah­

lung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zah­
lung kein Versicherungsschutz, wenn Sie mit der Zahlungs­
aufforderung nach Ziffer 9.3.2 Absatz 2 darauf hingewiesen 
wurden.

9.3.4	 Kündigung
	� Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zah­

lung in Verzug, können wir den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, wenn wir Sie mit der Zahlungsauffor­
derung nach Ziffer 9.3.2 Absatz 2 darauf hingewiesen ha­
ben.

6	� Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von 
Obliegenheiten? 

	� Wird eine Obliegenheit nach Ziffer 5 vorsätzlich verletzt, 
verlieren Sie Ihren Versicherungsschutz. Bei grob fahrläs­
siger Verletzung einer Obliegenheit sind wir berechtigt, un­
sere Leistung in einem der Schwere Ihres Verschuldens 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Beides gilt nur, wenn 
wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform (z.B. Brief, 
Fax oder E-Mail) auf diese Rechtsfolgen hingewiesen ha­
ben. 

	� Der Versicherungsschutz bleibt bestehen, wenn
	 –	� der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Ob­

liegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat oder
–	� die Obliegenheitsverletzung versehentlich erfolgte und 

die Erfüllung bei Erkennen unverzüglich nachgeholt 
wurde. 

	� Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn Sie 
nachweisen, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung 
ursächlich war. Das gilt nicht, wenn Sie die Obliegenheit 
arglistig verletzt haben. 

	� Diese Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob wir ein 
uns zustehendes Kündigungsrecht wegen der Verletzung 
einer vorvertraglichen Anzeigepflicht ausüben.

7	 Wann sind die Leistungen fällig?
7.1	� Wir sind verpflichtet, innerhalb eines Monats zu erklären, 

ob und in welcher Höhe wir einen Anspruch anerkennen. 
Die Fristen beginnen mit dem Eingang folgender Unterla­
gen:

	 –	� Nachweis des Unfallhergangs und der Unfallfolgen,
–	� beim Anspruch auf Unfallpflegerente zusätzlich der 

Nachweis über den Abschluss des Heilverfahrens, so­
weit es für die Bemessung des Pflegegrads notwendig 
ist.

7.2	� Erkennen wir den Anspruch an oder haben wir uns mit Ih­
nen über Grund und Höhe geeinigt, leisten wir innerhalb 
von zwei Wochen.

7.3	� Zur Prüfung der Voraussetzungen für den Bezug der Un­
fallpflegerente sind wir berechtigt, Lebensbescheinigungen 
anzufordern. 
Wird die Bescheinigung nicht unverzüglich übersandt, ruht 
die Rentenzahlung ab der nächsten Fälligkeit so lange, bis 
uns die Bescheinigung vorliegt.

Die Versicherungsdauer 
8	 Wann beginnt und wann endet der Vertrag?
8.1	 Beginn des Versicherungsschutzes
	� Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs­

schein angegebenen Zeitpunkt, wenn Sie den ersten Bei­
trag unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von Ziffer 9.2 
zahlen.

8.2	 Dauer und Ende des Vertrags
	� Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebe­

ne Zeit abgeschlossen. 
	� Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver­

längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
Ihnen in Schriftform oder uns in Textform spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Versicherungsdauer 
eine Kündigung zugegangen ist. 

	� Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt.

	� Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren können 
Sie den Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder 
jedes darauffolgenden Jahres in Textform kündigen; die 
Kündigung muss uns spätestens drei Monate vor dem Ab­
lauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

8.3	 Kündigung nach Versicherungsfall
�Den Vertrag können Sie in Textform oder wir durch schrift­
liche Kündigung beenden, wenn wir eine Leistung erbracht 
oder eine Unfallrente gezahlt haben oder Sie gegen uns 
Klage auf eine Leistung erhoben haben. 
�Die Kündigung muss Ihnen in Schriftform oder uns in Text­
form spätestens einen Monat nach Leistung oder – im Fal­
le eines Rechtsstreits – nach Klagerücknahme, Anerkennt­
nis, Vergleich oder Rechtskraft des Urteils zugegangen 
sein. 
�Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung sofort nach ihrem Zu­
gang bei uns wirksam. Sie können jedoch bestimmen, dass 



12

von Satz 1 in Textform stellen. Gefahrerheblich sind die 
Umstände, die geeignet sind, auf unseren Entschluss Ein­
fluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem ver­
einbarten Inhalt abzuschließen. 

	� Soll eine andere Person versichert werden, ist diese neben 
Ihnen für die wahrheitsgemäße und vollständige Anzeige 
der gefahrerheblichen Umstände und die Beantwortung 
der an sie gestellten Fragen verantwortlich. 

	� Wird der Vertrag von Ihrem Vertreter geschlossen und kennt 
dieser den gefahrerheblichen Umstand, müssen Sie sich 
so behandeln lassen, als hätten Sie selbst davon Kenntnis 
gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

12.2	 Rücktritt
12.2.1	 Voraussetzungen und Ausübung des Rücktritts
	� Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheb­

lichen Umständen berechtigen uns, vom Versicherungsver­
trag zurückzutreten. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch ge­
sonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzei­
gepflichtverletzung hingewiesen haben. 

	� Wir müssen unser Rücktrittsrecht innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Dabei haben wir die Umstände 
anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb 
der Monatsfrist dürfen wir auch nachträglich weitere Um­
stände zur Begründung unserer Erklärung angeben. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Ver­
letzung der Anzeigepflicht, die unser Rücktrittsrecht be­
gründet, Kenntnis erlangen.

	� Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung Ihnen gegenüber.
12.2.2	 Ausschluss des Rücktrittsrechts
	� Wir können uns auf unser Rücktrittsrecht nicht berufen, 

wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 

	� Wir haben kein Rücktrittsrecht, wenn Sie nachweisen, dass 
Sie oder Ihr Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen 
Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht 
haben.

	� Unser Rücktrittsrecht wegen grob fahrlässiger Verletzung 
der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn Sie nachweisen, 
dass wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig­
ten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge­
schlossen hätten.

12.2.3	 Folgen des Rücktritts
	� Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
	� Treten wir nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, dür­

fen wir den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn Sie 
nachweisen, dass der unvollständig oder unrichtig ange­
zeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungs­
falls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis­
tung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein 
Versicherungsschutz, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig 
verletzt haben. 

	� Uns steht der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirk­
samwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertrags­
zeit entspricht. 

12.3	 Kündigung oder rückwirkende Vertragsanpassung 
12.3.1	� Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil Ihre Verlet­

zung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf 
grober Fahrlässigkeit beruhte, können wir den Versiche­
rungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
in Schriftform kündigen. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer An­
zeigepflichtverletzung hingewiesen haben. 

	� Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir un­
sere Erklärung stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen 
wir auch nachträglich weitere Umstände zur Begründung 
unserer Erklärung angeben. Die Frist beginnt mit dem Zeit­
punkt, zu dem wir von der Verletzung Ihrer Anzeigepflicht 
Kenntnis erlangt haben.

	� Wir können uns auf unser Kündigungsrecht wegen Anzei­
gepflichtverletzung nicht berufen, wenn wir den nicht an­
gezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzei­
ge kannten. 

	� Das Kündigungsrecht ist auch ausgeschlossen, wenn Sie 
nachweisen, dass  wir den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Be­
dingungen, geschlossen hätten.

12.3.2	� Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
aber zu anderen Bedingungen geschlossen hätten, werden 
die anderen Bedingungen auf unser Verlangen rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Haben Sie die Pflichtverletzung nicht 
zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der lau­
fenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. Dies gilt 

	� Haben wir gekündigt, und zahlen Sie danach innerhalb ei­
nes Monats den angemahnten Beitrag, besteht der Vertrag 
fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der 
Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht je­
doch kein Versicherungsschutz.

9.4 	 Rechtzeitige Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
	� Monatliche und vierteljährliche Zahlweise sind nur bei er­

teiltem Lastschriftmandat möglich. Ist die Einziehung des 
Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als 
rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag einge­
zogen werden kann und Sie einer berechtigten Einziehung 
nicht widersprechen.

	� Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns 
nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn Sie unverzüglich nach unserer in Text­
form abgegebenen Zahlungsaufforderung erfolgt.

	� Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil Sie 
das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen haben, oder ha­
ben Sie aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Bei­
trag wiederholt nicht eingezogen werden kann, sind wir 
berechtigt, künftig die Zahlung außerhalb des Lastschrift­
verfahrens zu verlangen. In diesen Fällen sind wir auch 
berechtigt, eine monatliche oder vierteljährliche Zahlweise 
auf halbjährliche Zahlweise umzustellen. Sie sind zur Über­
mittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn Sie von uns 
hierzu in Textform aufgefordert worden sind.

9.5 	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
	� Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags haben wir, soweit 

nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den 
Teil des Beitrags, der dem Zeitraum entspricht, in dem Ver­
sicherungsschutz bestanden hat.

Weitere Bestimmungen
10	� Wie wirkt sich die Vereinbarung einer plan

mäßigen Erhöhung von Leistung und Beitrag 
auf den Vertrag aus?

	� Wenn Sie mit uns eine Unfallversicherung vereinbart ha­
ben, deren Summen und Beitrag jährlich angepasst wer­
den, so erhöhen wir die Versicherungssummen jährlich um 
5 Prozent zum Beginn des Versicherungsjahres, und zwar 
erstmals zum Beginn des zweiten Versicherungsjahres.

	� Dabei werden die Versicherungssummen für die Unfall­
pflegerente auf volle 25 EUR aufgerundet.

	� Die erhöhten Versicherungssummen gelten für alle nach 
dem Erhöhungstermin eintretenden Leistungsfälle.

	� Der Beitrag erhöht sich im gleichen Verhältnis wie die Ver­
sicherungssummen.

	� Vor dem Erhöhungstermin erhalten Sie eine schriftliche 
Mitteilung über die Erhöhung.

	� Die Erhöhung entfällt, wenn Sie ihr innerhalb von sechs 
Wochen nach unserer Mitteilung in Textform widerspre­
chen. Auf die Frist werden wir Sie hinweisen.

	� Sie und wir können die Vereinbarung über die planmäßige 
Erhöhung von Versicherungssummen und Beitrag für die 
Zukunft widerrufen. Der Widerruf muss Ihnen gegenüber 
spätestens drei Monate vor Ablauf des Versicherungsjah­
res, uns gegenüber vor dem Wirksamwerden der Erhöhung 
in Textform erfolgen.

11	� Wie sind die Rechtsverhältnisse der am 
Vertrag beteiligten Personen zueinander? 

11.1	� Ist die Versicherung gegen Unfälle abgeschlossen, die ei­
nem anderen zustoßen (Fremdversicherung), steht die 
Ausübung der Rechte aus dem Vertrag nicht der versicher­
ten Person, sondern Ihnen zu. Sie sind neben der versi­
cherten Person für die Erfüllung der Obliegenheiten ver­
antwortlich. 

11.2	� Alle für Sie geltenden Bestimmungen sind auf Ihren Rechts­
nachfolger und sonstige Anspruchsteller entsprechend an­
zuwenden. 

12	� Was bedeutet die vorvertragliche Anzeige-
pflicht? 

12.1	� Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände

	� Sie haben uns bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung alle 
Ihnen bekannten Gefahrumstände in Textform anzuzeigen, 
nach denen wir Sie in Textform gefragt haben und die für 
unseren Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem 
vereinbarten Inhalt zu schließen. Sie sind auch insoweit 
zur Anzeige verpflichtet, als wir nach Ihrer Vertragserklä­
rung, aber vor unserer Vertragsannahme Fragen im Sinne 
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15.1.2	 Versicherungsaufsicht
Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten 
Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung 
auf, können Sie sich auch an die für uns zuständige Auf­
sicht wenden. Als Versicherungsunternehmen unterliegen 
wir der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleis­
tungsaufsicht. Die derzeitigen Kontaktdaten sind:
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
– Bereich Versicherungsaufsicht –
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
E-Mail:	 poststelle@bafin.de
Internet:	 www.bafin.de
Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist 
und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann.

15.1.3	 Rechtsweg
�Außerdem haben Sie die Möglichkeit, den Rechtsweg zu 
beschreiten.

15.2	 Gerichtsstände
15.2.1	� Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versi­

cherungsvermittlung gegen uns sind folgende Gerichte zu­
ständig:
–	� das Gericht am Sitz unseres Unternehmens oder un­

serer Niederlassung, die für Ihren Vertrag zuständig ist,
–	� das Gericht Ihres Wohnorts oder, wenn Sie keinen fes­

ten Wohnsitz haben, am Ort Ihres gewöhnlichen Auf­
enthalts.

15.2.2	� Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie ist 
das Gericht Ihres Wohnorts oder, wenn Sie keinen festen 
Wohnsitz haben, das Gericht Ihres gewöhnlichen Aufent­
halts zuständig.

15.2.3	� Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit­
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versiche­
rungsvertrag gegen Sie nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Nie­
derlassung.

16	 Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten? 
	� Was gilt bei Änderung Ihrer Anschrift?
16.1	� Alle für uns bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen 

an unsere Hauptverwaltung oder an die im Versicherungs­
schein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeich­
nete Geschäftsstelle gerichtet werden.

16.2	� Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitge­
teilt, genügt für eine Willenserklärung, die Ihnen gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte uns bekannte Anschrift. Die Erklärung 
gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zuge­
gangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Änderung 
Ihres Namens.

17	 Welches Recht findet Anwendung?
	� Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

18	 Was ist bei Embargos zu beachten?
	� Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmun­

gen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem 
keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirt­
schafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos 
der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutsch­
land entgegenstehen.

	� Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktio­
nen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von Amerika, 
soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Europäischen Uni­
on oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform 
auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen 
haben.

	� Wir müssen die Vertragsanpassung innerhalb eines Mo­
nats schriftlich geltend machen. Dabei haben wir die Um­
stände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. 
Innerhalb der Monatsfrist dürfen wir auch nachträglich wei­
tere Umstände zur Begründung unserer Erklärung ange­
ben. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von 
der Verletzung der Anzeigepflicht, die uns zur Vertragsan­
passung berechtigt, Kenntnis erlangen.

	� Wir können uns auf eine Vertragsanpassung nicht berufen, 
wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 

	� Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 Prozent oder schließen wir die Gefahrabsiche­
rung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 
Mitteilung fristlos in Textform kündigen. 

12.4	 Anfechtung
	� Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung an­

zufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht 
uns der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksamwer­
den der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht. 

13	 Gestrichen

14	� Wann verjähren die Ansprüche aus dem 
Vertrag? 

14.1	� Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all­
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

14.2	� Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns 
angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung 
bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem Ihnen unsere Ent­
scheidung in Textform zugeht. 

15	� Wie können Meinungsverschiedenheiten 
gelöst werden? 
Welches Gericht ist zuständig?

15.1	 Meinungsverschiedenheiten
Wir möchten, dass Sie mit uns zufrieden sind. Sollte dies 
einmal nicht der Fall sein, nehmen Sie bitte direkt Kontakt 
mit uns auf, damit wir die Angelegenheit klären können.

15.1.1	 Versicherungsombudsmann
Wenn Sie als Verbraucher mit unserer Entscheidung nicht 
zufrieden sind oder eine Verhandlung mit uns einmal nicht 
zu dem von Ihnen gewünschten Ergebnis geführt hat, 
können Sie sich an den Ombudsmann für Versicherungen 
wenden.
Versicherungsombudsmann e.V. 
Sitz:		  Leipziger Straße 121 
			   10117 Berlin 
Anschrift:	Postfach 08 06 32 
			   10006 Berlin 
E-Mail:	 beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Internet:	 www.versicherungsombudsmann.de

	� Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängi­
ge und für Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlichtungs­
stelle. Wir haben uns verpflichtet, an dem Schlichtungsver­
fahren teilzunehmen.

	� Verbraucher, die diesen Vertrag online (z.B. über eine 
Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können 
sich mit ihrer Beschwerde auch online an die Plattform  
http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwer­
de wird dann über diese Plattform an den Versicherungs­
ombudsmann weitergeleitet.


